
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

2739

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1993 Ausgegeben am 25. Mai 1993 122. Stück

3 3 2 . Vereinbarung zwischen der zuständigen Behörde für das ADR der Schweiz und dem Bundesminister
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich gemäß Rn. 2010 und
10 602 des ADR betreffend die Beförderung von organischen Peroxiden, Klasse 5.2

3 3 3 . Zweites Fakultativprotokoll zu dem internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte zur
Abschaffung der Todesstrafe
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332.

(Übersetzung)

VEREINBARUNG
ZWISCHEN DER ZUSTÄNDIGEN BE-
HÖRDE FÜR DAS ADR DER SCHWEIZ
UND DEM BUNDESMINISTER FÜR ÖF-
FENTLICHE WIRTSCHAFT UND VER-
KEHR DER REPUBLIK ÖSTERREICH
GEMÄSS RN. 2010 UND 10 602 DES ADR
BETREFFEND DIE BEFÖRDERUNG
VON ORGANISCHEN PEROXIDEN,

KLASSE 5.2
I. Abweichend von den Vorschriften der

Rn. 2553, 2554 und 2555 des mit 1. Jänner 1993 in
Kraft tretenden ADR, werden organische Peroxide
als Stoffe der Klasse 5.2 im internationalen
Straßenverkehr auch unter folgenden Bedingungen
zur Beförderung zugelassen:

Die Beförderung dieser organischen Peroxide
muß den nachfolgenden Vorschriften entsprechen
und diese müssen voll eingehalten werden.

II. Verpackungen, einschließlich Großpackmittel
(IBC), die Stoffe der Ziff. 1 b), 3 b), 5 b), 7 b), 9 b),
11 b), 13 b), 15 b), 17 b) oder 19 b) der Klasse 5.2
enthalten, die kleine Mengen von Gas entwickeln,
müssen mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1993 mit
einer Lüftungseinrichtung nach Rn. 3500 (8) bzw.
Rn. 3601 (6) versehen sein.

III. Zusätzlich zu der gemäß Rn. 2561 des ab
1. Jänner 1993 geltenden ADR vorgeschriebenen
Anmerkung hat der Absender im Beförderungspa-
pier zu vermerken: „Beförderung vereinbart gemäß
Rn. 2010 und 10 602 des ADR."

IV. Diese Vereinbarung gilt für Beförderungen
zwischen allen Staaten, die diese Vereinbarung
unterzeichnet haben. Sie gilt bis auf Widerruf vom
1. Jänner 1993 bis 31. Dezember 1994, längstens

6 206



2740 122. Stück — Ausgegeben am 25. Mai 1993 — Nr. 333

jedoch bis zur offiziellen Eingliederung in das ADR
und bis zum Inkrafttreten dieser Vorschriften.

Wabern, am 25. Jänner 1993

Die für das ADR zuständige Behörde der Schweiz:
Für das Bundespolizeiamt:

Doerfliger

Wien, am 26. April 1993

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Kafka

Vranitzky

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

2. Dieser Staatsvertrag ist im Sinne des Art. 50 Abs. 2 B-VG durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen.
(Übersetzung)

ZWEITES FAKULTATIV-
PROTOKOLL ZU DEM IN-
TERNATIONALEN PAKT
ÜBER BÜRGERLICHE
UND POLITISCHE
RECHTE ZUR ABSCHAF-
FUNG DER TODES-

STRAFE

DIE VERTRAGSSTAATEN
DIESES PROTOKOLLS -

IM VERTRAUEN DARAUF,
daß die Abschaffung der Todes-
strafe zur Förderung der Men-
schenwürde und zur fortschrei-
tenden Entwicklung der Men-
schenrechte beitragt,

UNTER HINWEIS AUF Arti-
kel 3 der am 10. Dezember 1948
angenommenen Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte und
auf Artikel 6 des am 16. Dezem-
ber 1966 angenommenen Interna-
tionalen Paktes über bürgerliche
und politische Rechte *),

IN ANBETRACHT DESSEN,
daß Artikel 6 des Internationalen
Paktes über bürgerliche und poli-
tische Rechte auf die Abschaffung
der Todesstrafe in einer Weise
Bezug nimmt, die eindeutig zu
verstehen gibt, daß die Abschaf-
fung wünschenswert ist,

*) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 591/1978
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ÜBERZEUGT, daß alle Maß-
nahmen zur Abschaffung der
Todesstrafe im Hinblick auf die
Wahrung des Rechtes auf Leben
einen Fortschritt bedeuten,

IN DEM WUNSCH, hiermit
eine internationale Verpflichtung
zur Abschaffung der Todesstrafe
einzugehen —

HABEN folgendes VEREIN-
BART:

Artikel 1

(1) Niemand, der der Jurisdik-
tion eines Vertragsstaates dieses
Fakultativprotokolls untersteht,
darf hingerichtet werden.

(2) Jeder Vertragsstaat ergreift
alle erforderlichen Maßnahmen,
um die Todesstrafe in seinem
Hoheitsbereich abzuschaffen.

Artikel 2

(1) Vorbehalte zu diesem Pro-
tokoll sind nicht zulässig, ausge-
nommen ein im Zeitpunkt der
Ratifikation oder des Beitritts
angebrachter Vorbehalt, der die
Anwendung der Todesstrafe in
Kriegszeiten wegen eines in
Kriegszeiten begangenen beson-
ders schweren Verbrechens mili-
tärischer Art vorsieht.

(2) Ein Vertragsstaat, der einen
solchen Vorbehalt anbringt, wird
dem Generalsekretär der Verein-
ten Nationen im Zeitpunkt der
Ratifikation oder des Beitritts die
in Kriegszeiten anzuwendenden
einschlägigen Bestimmungen sei-
ner innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften mitteilen.

(3) Ein Vertragsstaat, der einen
solchen Vorbehalt angebracht
hat, wird dem Generalsekretär der
Vereinten Nationen Beginn und
Ende eines für sein Hoheitsgebiet
geltenden Kriegszustandes notifi-
zieren.

Artikel 3

Die Vertragsstaaten dieses Pro-
tokolls nehmen in die Berichte,
die sie nach Artikel 40 des Paktes
dem Ausschuß für Menschen-
rechte vorlegen, Angaben über die
von ihnen zur Verwirklichung
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dieses Protokolls getroffenen
Maßnahmen auf.

Artikel 4

Für die Vertragsstaaten des
Paktes, die eine Erklärung nach
Artikel 41 abgegeben haben, er-
streckt sich die Zuständigkeit des
Ausschusses für Menschenrechte
zur Entgegennahme und Prüfung
von Mitteilungen, in denen ein
Vertragsstaat geltend macht, ein
anderer Vertragsstaat komme sei-
nen Verpflichtungen nicht nach,
auf dieses Protokoll, sofern nicht
der betreffende Vertragsstaat im
Zeitpunkt der Ratifikation oder
des Beitritts eine gegenteilige
Erklärung abgegeben hat.

Artikel 5

Für die Vertragsstaaten des am
16. Dezember 1966 angenomme-
nen (Ersten) Fakultativprotokolls
zu dem Internationalen Pakt über
bürgerliche und politische
Rechte *) erstreckt sich die Zu-
ständigkeit des Ausschusses für
Menschenrechte zur Entgegen-
nahme und Prüfung von Mittei-
lungen ihrer Jurisdiktion unterste-
hender Personen auf dieses Pro-
tokoll, sofern nicht der betref-
fende Vertragsstaat im Zeitpunkt
der Ratifikation oder des Beitritts
eine gegenteilige Erklärung abge-
geben hat.

Artikel 6
(1) Die Bestimmungen dieses

Protokolls werden als Zusatzbe-
stimmungen zu dem Pakt ange-
wendet.

(2) Unbeschadet der Möglich-
keit eines Vorbehaltes nach Arti-
kel 2 dieses Protokolls darf das in
Artikel 1 Absatz 1 des Protokolls
gewährleistete Recht nicht nach
Artikel 4 des Paktes außer Kraft
gesetzt werden.

Artikel 7

(1) Dieses Protokoll liegt für
jeden Staat, der den Pakt unter-
zeichnet hat, zur Unterzeichnung
auf.

*) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 105/1988
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(2) Dieses Protokoll bedarf der
Ratifikation, die von allen Staaten
vorgenommen werden kann, die
den Pakt ratifiziert haben oder
ihm beigetreten sind. Die Ratifi-
kationsurkunden werden beim
Generalsekretär der Vereinten
Nationen hinterlegt.

(3) Dieses Protokoll steht je-
dem Staat, der den Pakt ratifiziert
hat oder ihm beigetreten ist, zum
Beitritt offen.

(4) Der Beitritt erfolgt durch
Hinterlegung einer Beitrittsur-
kunde beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen.

(5) Der Generalsekretär der
Vereinten Nationen unterrichtet
alle Staaten, die dieses Protokoll
unterzeichnet haben oder ihm
beigetreten sind, von der Hinter-
legung jeder Ratifikations- oder
Beitrittsurkunde.

Artikel 8

(1) Dieses Protokoll tritt drei
Monate nach Hinterlegung der
zehnten Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde beim Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen in
Kraft.

(2) Für jeden Staat, der nach
Hinterlegung der zehnten Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunde
dieses Protokoll ratifiziert oder
ihm beitritt, tritt es drei Monate
nach Hinterlegung seiner eigenen
Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunde in Kraft.

Artikel 9

Die Bestimmungen dieses Pro-
tokolls gelten ohne Einschrän-
kung oder Ausnahme für alle
Teile eines Bundesstaats.

Artikel 10

Der Generalsekretär der Ver-
einten Nationen unterrichtet alle
in Artikel 48 Absatz 1 des Paktes
bezeichneten Staaten

a) von Vorbehalten, Mitteilun-
gen und Notifikationen
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nach Artikel 2 dieses Proto-
kolls;

b) von Erklärungen nach Arti-
kel 4 oder 5 dieses Proto-
kolls;

c) von Unterzeichnungen, Ra-
tifikationen und Beitritten
nach Artikel 7 dieses Proto-
kolls;

d) vom Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Protokolls
nach seinem Artikel 8.

Artikel 11

(1) Dieses Protokoll, dessen
arabischer, chinesischer, engli-
scher, französischer, russischer
und spanischer Wortlaut gleicher-
maßen authentisch ist, wird im
Archiv der Vereinten Nationen
hinterlegt.

(2) Der Generalsekretär der
Vereinten Nationen übermittelt
allen in Artikel 48 des Paktes
bezeichneten Staaten beglaubigte
Abschriften dieses Protokolls.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 2. März 1993 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt; das
Fakultativprotokoll tritt gemäß seinem Art. 8 Abs. 2 für Österreich mit 2. Juni 1993 in Kraft.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten das
Fakultativprotokoll ratifiziert bzw. sind ihm beigetreten: Australien, Deutschland, Ecuador, Finnland,
Island, Luxemburg, Neuseeland, Niederlande (einschließlich Niederländische Antillen und Aruba),
Norwegen, Panama, Portugal, Rumänien, Schweden, Spanien, Uruguay.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat Spanien folgenden Vorbehalt erklärt:

Gemäß Art. 2 behält sich Spanien das Recht vor, in außergewöhnlichen und besonders schweren Fällen,
wie diese im Grundgesetz Nr. 13/1985 vom 9. Dezember 1985 zur Regelung des militärischen Strafrechts
vorgesehen sind, die Todesstrafe für die in Art. 25 dieses Gesetzes festgelegten Kriegszeiten anzuwenden.

Vranitzky


